Absenei
VERWALTUNGSGERICHT GOTTINGEN

Az: 1B288/M12

BESCHLUSS

In der Verwaltungsrechtssache

des Hermn

Antragsteller,

Proz.-Bev.: Rechtsanwalte Koch und andere,
Hohenzollernstralte 25, 30161 Hannover, - KO 269/2012 -

gegen

- die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Deutsche Telekom AG SBR-BRS -
- Rechtsservice Dienstrecht -, :
Gradestrafle 18, 30163 Hannover

Antragsgegnerin,

Streitgegenstand:  Beftrderung

-hat das Verwaltungsgericht Géttingeh ~ 1. Kammer - am 8. Februar 2013 beschlossen:

‘Der Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anord-
nung untersagt, im Rahmen der Beférderungsrunde 2012 die
auf der Liste Vivento-Abo fUr eine Beférderung nach Besol-
dungsgruppe A 9 vorgesehenen Beamten zu beférdern, bis die _
Antragsgegnerin unter Beachtung der Rechtsauffassung des
Gerichts eine neue Auswahlentscheidung getroffen hat oder bis
die an den Antragsteller gerichtete Konkurrenten_m'itteilung vom
19.11.2012 bestandskraftig geworden ist. '



Geschäftsführung
proT-in


Die Antragsgegnerin tragt die Kosten des Verfahrens.

Grﬁnde

Der sinngeméaf gestellte Anirag des Ant'ragstellei‘s,

der Antragsgegnerin im Wege einer einstweiligen Anordnung zu untersagen, bis
zur Rechtskraft einer Entscheidung tber den Widerspruch des Antragstellers ge-
gen die Konkurrentenmitteilung vom 19.11.2012 im Rahmen der Beférderungsrun-
de 2012 Bef6rderungen nach A 9 VZ fur die auf der Liste Vivento-Abo fir eine Be-
férderung nach Besoldungsgruppe A 9 vorgesehenen Beamten vorzunehmen, oh-
ne fir den Antragsteller eine Beférderungsplanstelle freizuhalten,

hat Erfolg.

- Der Antragsteller ist Beamter der Deutschen Telekom AG (DTAG) und hat das Amt eines
technischen Fernmeldehauptsekretars (Besoldungsgruppe A 8 BBesG) inne, Er war vom
01.10.2007 bis einschlieflich 30.09. 2008 unter Wegfall der Besoldung fiir eine Tatigkeit
bei der GmbH beurlaubt und wurde zugleich an die PBM-NL
(»Niederlassung Persona!betreuung fur zu Inlandstéchtern beurlaubte Mitarbeiter, seit
2010 Namensénderung in ,Personal Betreuungsmanagement fir Beamte Niederlassung")
mit Sitz in Berlin versetzt. Nach Angaben der Antragsgegnerin nimmt die PBM-NL fur be-
urlaubte (abgeordnete) Beamte rein administrative Betreuungsaufgaben zur Regelung -

- aller beamtenrechtlichen Angelegenheiten wahr. Fach- oder Dienstvorgesetzte fur die
beurlaubten (abgeordneten) Beamten gebe es bei der PBM-NL nicht. Seif dem
22.06.2008 ist der Antragsteller jeweils befristet zur Bundesagentur fir Arbeit abgeordnet
seit dem 02.06.2010 Zur Bundesagentur flr Arbeit in Seit dem 13.12.2012 ist
er unbefristet dorthin abgeordnet Er hat bei der Bundesagentur fir Arbeit in

einen Dienstposten als Fachassistent Personalservice im internen Service inne. Thm ob-
liegt die Aufgabe des Arbeitsschutzes. Nach ibereinstimmenden Angaben der Beteiligten
fihrt er zum Teil hohelwertlge Tatigkeiten aus, die nach den unwidersprochenen Angaben
des Antragstellers nach: A 12 und A 15 bewertet sind.

Das Bundesministerium der Finanzen genehmigte der Antragsgegnerin flr das Jahr 2012
ca. 2.700 Beférderungsplanstellen, die diese nach einer Quotenregelung auf 41 Betriebe
aufteilte. Dabei e:folgté_;um Stichtag 01.06.2012 pro Besoldungsgruppe eine prozentuale
Zuweisung von Befc'irdejrungsplanstellen. Der Antragstelier wird auf der Beforderungsliste




des Bereichs ,Vivento—-Abo“ geflhrt. Der Vivento—Abo sind 32 Beférderungsplanstellen
nach A 9 zugewiesen. Befordert werden nur Beamte mit der Bestnote ,Ubertrifft die An-
forderungen im besonderen Umfang — Q“. Die Antragsgegnerin hat die Anzahl der in der
Beforderungsrunde 2012 zu vergebenden Bestnoten auf die Anzahl der zu vergebenden
Beforderungsplanstellen begrenzt. Damit méchte sie vermeiden; bei gleichem Gesamtur-
teil bei ca. 40.000 Beurteilungen die vom Bundesverwaitungsgerlcht geforderte Feinaus-
schéarfung von Beurteilungen vornehmen zu missen.

Zur Vorbereitung der Beférderungsrunde 2012 erstellte die Antragsgegnerin neue Beurtei-
lungen. Flr abgeordnete Beamte wurden Beurteilungsbeitrige der Einsatzstellen einge-
‘holt. Der Antragsteller wurde in dem Beurteilungszeitraum 15.09.2011 bis 31.05.2012 am
31.05.2012 von der Bundesagentur fiir Arbeit mit dem Gesamturteil ,B — Ubertrifft die An-
forderungen”, der zweitbesten Bewertung beurteilt. Diese Note entspricht ihrem Wortlaut
nach der zweitbesten Bewertung in der einschlagigen Beurteilungsrichilinie der Antrags-
gegnerin. Mit Schreiben vom 01.08.2012 teilte die Vivento dem Antragsteller mit, dass ein
von seiner Einsatzstelle angeforderter Beurteilungsbeitrag fir den Beurteilungszeitraum
15.09.2011 bis 31.05.2012 nicht innerhalb der gesetzten Frist eingegangen sei. Nach be-
-amtenrechtlichen Vorgaben sei seine Beurteilung deshalb fiktiv fortzuschreiben. Dem
Schreiben war ein Beurteilungsvermerk vom 23.07.2012 beigefiigt. Danach wird der An-
tragsteller aufgrund der fiktiven Fortschreibung seiner Beurteilung mit der Note ,Erfillt die
- Anforderungen im vollen Umfang“ und damit eine Notenstufe schlechter als im Jahr 2011
. bewertet. Unterschrieben ist der Beurteilungsvermerk von den Viventomitarbeitern M
als Vorgesetztem und J als nachsthéherer Vorgesetzter. Gegen
- diese Beurteilung legte der Antragsteller Widerspruch ein, den die Antragsgegnerin mit
Widerspruchsbescheid vom 13.11.2012 zurlickwies. Dabei beriicksichtigte sie nachtrag-
lich den Beurteilungsbeitrag der Bundesagentur vom 31.05.2012 und kam zu dem Ergeb-
nis, dass nach ihrem strengeren BeurteilungsmaRstab fiir Best- und Zweitbestbeurteilun-
gen auch der Beurteilungsbeitrag der Bundesagentur zu keinem besseren Gesamtergeb-
_nis flir den Antragsteller fuhre. Hiergegen hat der Antragsteller Klage beim Verwaltungs-
gericht KéIn erhoben, eine Entscheidung steht noch aus. Mit Schreiben vom 19.11.2012
teilte die Antragsgegnerin dem Antragstelier mit, dass dieser mit dem Beurteilungsergeb-
nis ,Erflillt die Anforderungen in jeder Hinsicht — Q" im Rahmen der Beférderungsrunde
2012 nicht bef6rdert werden konne. Die Anzah! der genehmigten Beférderungsplanstellen
reiche nur aus, um Beamtinnen und Beamte seines Betriebs zu beférdern, die mit der
Bestnote ,Ubertrifft die Anforderungen im besonderen Umfang — O beurteilt worden sei-
~en. Hiergegen hat der Antragsteller mit Schreiben vom 03.12.2012 Widerspruch eingelegt,
" (iber den noch nicht entschieden ist. - :

Der Antragsteller sieht sich in seinem Bewerbungsverfahrensanspruch bereits dadurch
verletzt, dass nur Beamte mit der Bestnote beférdert wilrden und die Anzahl der zu ver-
gebenden Bestnoten von vornherein auf die zu vergebenden Beférderungsplanstellen
begrenzt sei. Dies flhre dazu, dass die Auswahlentscheidung auf die Beurteiler vorverla-
. gert werde, denn die Beurteiler wiirden mit der Notenvergabe festlegen, welcher Beamte
beférdert werde und welcher nicht. Die anhand der Anzahl der Beférderungsplanstellen




jeweils erfolgende Anpassung der Richtwerte firr die Bestnoten widerspreche dem Leis-

. tungsgrundsatz und dem Gleichbehandlungsgebot. Die Synchronisierung von Beférde-
rungspianstellen und Beurteilungsnoten sei nicht mit der Richtwertkompetenz des Dienst-
herrn vereinbar. Der Dienstherr dirfe Richtwerte, Quoten bzw. Obergrenzen fur die
Vergabe von Noten nur abstrakt generell durch Richtlinien festlegen.

Die Auswahlentscheidung sei auch deshalb rechtswidrig, weil seine dienstliche Beurtei-
lung vom 23.07.2012 rechtswidrig zustande gekommen sei. Die Beurteilung sei nicht von
den zusténdigen Beurteilern erstellt worden. Die Viventomitarbeiter seien nicht seine di-

- rekten Vorgesetzten (Ziffer 3 Abs. 3 der einschldgigen Beurteilungsrichtlinie). Dies sei
vielmehr der Leiter des Betriebs Sozialstrategie, Beamten- und Dienstrecht (SBR). Nichts
anderes ergebe sich aus der ,Anordnung zur Ubertragung beamtenrechtlicher Befugnisse
und Zusténdigkeiten fiir den Bereich der Deutschen Telekom AG - DTAGUbertragANO -,
Mit ihm sei auch nicht das in der Beurteilungsrichtlinie vorgesehene Beurteilungsgesprich
gefithrt worden. Seine Beurteilung sei aber auch inhaltlich nicht haltbar. Die Absenkung
seiner Note aus dem Jahr 2011 ,Ubertrifft die Anforderungen® auf ,Erfilllt die Anforderun-
gen im vollen Umfang®.im Jahr 2012 kénne nicht mit einer fiktiven Fortschreibung seiner
Vorbeurteilung begriindet werden. Insoweit fehle es an einer homogenen Vergleichsgrup-
pe. Die Notenabsenkung sei auch ansonsten nicht plausibel. Das Beurteilungsergebnis
2012 stehe in einem unauflsbaren Widerspruch zum Beurteilungsergebnis 2011 und den
Beurteilungsbeitréigen der Bundesagentur. Zwischen den Beurteilungsbeitréagen 2011 und

- 2012 gebe es keine erkennbaren Unterschiede, sein Leistungsstand sei in beiden Beurtei-
lungszeitriumen unveréndert. Es sei nicht nachvollziehbar, warum die Antragsgegnerin
im Jahr 2011 dem Beurteilungsergebnis der Bundesagentur gefolgt sei, im Jahr 2012 da-
gegen nicht. Soweit die Antragsgegnerin sich auf eine Verschérfung ihres Beurteilungs-
malstabs berufe, rechtfertige dies die Absenkung der Note nicht, denn die Antragsgegne-

-rin habe ihren angeblich strengeren BeurteilungsmaRstab nicht verdeutlicht. Die Beurtsi-
lung durfe auch deshalb nicht berticksichtigt werden, weil nach der Rechtsprechung.des
Bundesverwaitungsgerichts Anlassbeurteilungen - um eine solche handele es sich im vor-
liegenden Fall - nur zu erstellen seien, wenn Regelbeurteilungen nicht mehr hinreichend
aktuell seien. Bei einern zeitlichen Abstand von nur einem Jahr durfte dies fraglich sein.

g

. Die Antragsgegnerin ist:der Auffassung, ihr Auswahlverfahren sei nicht zu beanstanden.
Soweit sie die Anzahi der Bestnoten auf die Anzahl der zu vergebenden Beforderungs-
planstellen begrenzt habe, habe sie in rechtlich zulassiger Weise die Prozentsétze des

-§ 50 Bundeslaufbahnverordnung unterschritten. Der Antragsteller sei von den fir ihn nach
Abschnitt V. DTAGUbertragANO zusténdigen Beurteilern beurteilt worden. Auch die Ab-
senkung seiner Gesamtnote im Vergleich zu seiner Vorbeurteilung sei plausibel, denn den
Beurteilungen im Jahr 2012 liege ein deutlich strengerer Beurteilungsmalistab zugrunde
als den Beurteilungen in den Vorjahren. Aus der Unterschreitung der Prozentsétze fir die
Vergabe der Bestnoten nach § 50 Bundeslaufbahnverordnung ergebe sich zwangsléufig,
dass es haufiger zu Verschlechterungen bei dienstlichen Beurteilungen gekommen sei.

- - Bei der Beurteilung deszntragste!Iers sei auch beriicksichtigt worden, dass dieser bei der




Bundesagentur fir Arbeit in héherwertige Tatigkeiten ausiibe, denn dies sei
bereits in die Beurteilung 2011 mit eingeflossen. :

Nach § 123 Abs. 1 Satz 1 VwGO kann das Gericht eine einstWeiIige Anordnung in Bezug
auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine Veranderung
des bestehenden Zustands die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt
oder wesentlich erschwert werden kénnte. Hierzu muss der um Gewahrung vorldufigen
Rechtsschutzes Nachsuchende geman § 123 Abs. 3 VwGO i.V.m. §§ 920 Abs. 2 und 294
ZPO glaubhaft machen, dass ihm der geltend gemachte materiell-rechtliche Anspruch
(Anordnungsanspruch) zusteht und dariiber hinaus im Hinblick auf eine ansonsten dro-
“hende Rechisvereitelung oder -erschwerung eine besondere Dringlichkeit der Rechts-
‘schutzgewahrung (Anordnungsgrund) zu bejahen ist.

Ein Anordnungsgrund ist hier gegeben. Denn dem Antragstelier droht ohne die Entschei-
dung der Kammer ein Rechtsverlust, weil er im Fali der Beférderung der Konkurrenten in
einem spateren Hauptsacheverfahren grundsatzlich keinen effektiven Rechtsschutz ge-
gen die Auswahlentscheidung (Art. 19 Abs. 4 i.V.m. Art. 33 Abs. 2 Grundgesetz — GG -)
mehr erlangen kann.

Der Antragsteller hat auch einen Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht. Ein Anord-
nungsanspruch besteht in Fallen der Konkurrenz von Bewerbern um die Ubertragung ei-
nes hoherwertigen Amtes bzw. Dienstpostens dann, wenn es nach dem gegenwértigen
Sach- und Streitstand Giberwiegend wahrscheinlich ist, dass die von dem Dienstherrn in
dem Besetzungsverfahren getroffene Auswahlentscheidung zu Lasten des Antragstellers
rechtsfehlerhatft ist, weil dessen Bewerbungsverfahrensanspruch keine hinreichende Be-
‘achtung gefunden hat. Dartiber hinaus muss die Auswah! des betreffenden Bewerbers in
einem weiteren — rechtmafigen — Auswahiverfahrens zumindest maéglich sein, wozu es
ausreicht, dass die Aussichten, ausgewéhlt zu werden, (mindestens) offen sind. Beide

~ Voraussetzungen sind hier erfullt. |

GemaR Art. 33 Abs. 2 GG hat jeder Deutsche nach seiner Eigniung, Befahigung und fach-

lichen Leistung gleichen Zugang zu jedem &ffentlichen Amt. Danach sind éffentliche Am-

ter nach Mal3gabe des Bestenauslesegrundsatzes zu besetzen. Die Vorschrift dient zum

* einen dem offentlichen Interesse an der bestméglichen Besetzung der Stellen des offent-
lichen Dienstes, dessen fachliches Niveau und rechtliche Integritat gewahrleistet werden

~solien. Zum anderen tragt Art. 33 Abs. 2 GG dem berechtigten Interesse der Beamten an
einem angemessenen beruflichen Fortkommen Rechnung, indem ein grundrechtsgleiches
Recht auf rechtsfehlerfreie Einbeziehung in die Bewerberauswahl gewahrt wird (soge-
nannter Bewerbungsverfahrensanspruch, vgl. BVerwG, Urteil vom 25.11.2004-2C




17.03 -, juris). Der Grundsatz der Bestenauslese gebietet, zur Ermittlung des Leistungs-
stands konkurrierender Bewerber in erster Linie auf unmittelbar leistungsbezogene Krite-
rien zuriickzugreifen. Grundlage der Auswahlentscheidung sind deshalb die aktuellen
dienstlichen Beurteilungen Gber die Beamten. Fehler im Beurteilungsverfahren kénnen auf
den Bewerbungsverfahrensanspruch eines im Auswahlverfahren tGber ein Beforderungs-
amt oder einen Beférderungsdienstposten unberlicksichtigt gebliebenen Bewerbers dann
zu dessen Gunsten durﬁ:hs_ch[agen, wenn sich aus ihnen ergibt, dass die Auswahlent-
scheidung zu Lasten des unterlegenen Bewerbers nicht den materiellen Kritetien der Bes-
tenauslese geniigt (BVerwG, Urteile vom 27.02.2003 - 2 C 16.02 - und 21.08.2003-2C
14.02 -, jeweils juris). So liegt der Fall hier.

Die Auswahlentscheidung der Antragsgegnerin ist bereits deshalb rechiswidrig, weil sie
die beiden separaten, d.h. an sich nacheinander abzuwickelnden und voneinander unab-
héngigen Verfahrensschritte der Beurteilung und anschlieRenden Beférderungsauswanl in
unzuldssiger Weise miteinander vermengt hat. Da nur die mit der Spitzennote beurteilten
Beamten beférdert werden und alle Ubrigen Konkurrenten von einer Beforderung ausge-
schlossen sind, wird bereits auf der Ebene der dienstlichen Beurteilung die Auswahlent-
scheidung durch einen insoweit unzusténdigen Vorgesetzten faktisch vorweg genommen.
Dies verstdt gegen den Grundsatz der Chancengleichheit und gegen den Leistungs-
grundsatz (s. VG Minden, Beschluss vom 14.01.2013 — 10 L 745/12 — ; VG Arnsberg, Be-
schiuss vom 13.12.2012 ~ 13 L 908/12 — ; VG Gelsenkirchen, Beschluss vom 17.01.2013
-12L1612/12 -).

Rechtswidrig ist auch die Verfahrensweise der Antragsgegnerin, die Obergrenzen im Sin-
ne des § 50 Abs. 2 Satz 1 Bundeslaufbahnverordnung — BLV — gezielt nicht auszuschop-
fen, um zu einer uberemstlmmenden Anzahl von Bestbeurteilungen und zugewiesenen
Beftrderungssteilen zu gelangen Nach § 50 Abs. 2 Satz 1 BLV soll der Anteil der Beam-
tinnen und Beamten einer Besoldungsgruppe oder einer Funktionsebene, die beurteilt
werden, bei der hochsten Note zehn Prozent und bei der zweithtichsten Note zwanzig
Prozent nicht Uiberschreiten. Nach Satz 2 ist im Interesse der Einzelfallgerechtigkeit eine
Uber- oder Unterschreitung um jeweils bis zu 5 Prozentpunkte méglich. Hiermit ist nicht
- nur eine normative Soll-Obergrenze fir Spitzennoten festgelegt. Aufgrund der Konkretisie-
rung in Satz 2 wird deutlich, dass auch eine Unterschreitung der Prozentsatze nur im Ein-
zelfall und nur in Héhe von bis zu fiinf Prozent zul4ssig ist. Im vorfiegenden Fall wurde die
Untergrenze fiir die Vergabe der Bestnoten nicht im Einzelfall, sondern generell unter-
schritten. Als Einzelflle im Sinne von Satz 2 sind die Falle zu verstehen, in denen zur
genauen Ausfiillung der Quoten Beamte mit praktisch gleichem Leistungsstand unter-
schiedliche Gesamtnoten erhalten mussten (BVerwG, Urteil vom 26.06.1980 -2 C 13.79
—, juris). Hier erfolgt das Unterschreiten der Sollobergrenze fiir die Spitzennote dagegen
weil die Anfragsgegnetin die offenbar als idstig empfundene ,Ausscharfung” von Beurtei-
- lungen vermeiden wollte (im Ergebnis genauso VG Minden, a.a.0.; VG Amsberg, a.a. 0O;
VG Gelsenkirchen, a.a.0. )




Die der Beférderungsentscheidung zugrundeliegende Beurteilung leidet ferner an einem
formellen Fehler, da sie nicht von den zustandigen Beurteilern erstelit worden ist. Nach
der bis zum 31.12.2012 gliltigen ,Anordnung zur Ubertragung beamtenrechtlicher Befug-
nisse und Zustandigkeiten fir den Bereich der Deutschen Telekom AG — DTAGUbertrA-
nO - (BGBI. 1 2010, S. 1363 bis 1364) sind dem Betrieb Vivento nur insoweit personal-
rechtliche Befugnisse Ubertragen, als Vivento Beamtinnen und Beamten, deren Arbeits-
posten weggefallen sind oder kiinftig wegfallen werden, auf den Gebieten der Steuerung
des Personaleinsatzes, der Personaleinsatzplanung, der Fortbildung und Qualifizierung
einschlieBlich der Vorbereitung entsprechender PersonalmaRnahmen dienstiiche Wei-
sungen erteilen kann (Abschnitt V.). Die aligemeinen beamtenrechtlichen Befugnisse und
- die besoldungsrechtlichen Befugnisse mit Ausnahme der Emennungs- und Entlassungs-
befugnis fir Beamtinnen und Beamten sind dagegen, soweit dies gesetzlich zuléssig ist,
-auf den Betrieb Sozialstrategie, Beamten- und Dienstrecht tbertragen (Abschnitt 1. Nr. 1).
Zu den allgemeinen beamtenrechtlichen Befugnissen zahlen auch dienstliche Beurteilun-
- gen. Demnach war der Betrieb Sozialstrategie, Beamten- und Dienstrecht und nicht Vi-
vento flr die Beurteilung des Antragstellers zustandig. ‘

Die Beurteilung des Antragstellers ist dartiber hinaus wegen mahgelnder Plausibilitat feh-
lerhaft. Es ist nicht nachvollziehbar, warum der Beurteilungsbeitrag der Bundesagentur fiir
Arbeit, der dem Antragsteller bei den Beurteilungsmerkmalen im Rahmeén der L.eistungs-
beurteilung jeweils die zweitbeste Bewertung und im Rahmen der Kompetenzbeurteilung
bei sechs Leistungsmerkmalen viermal die zweitbeste und zweimal die drittbeste Bewer-
tung bescheinigt, nur zur drittbesten und nicht mehr wie in 2011 zur zweitbesten Bewer-
tung durch die Antragsgegnerin fihrte. Die Kammer hat in der Vergangenheit bereits ent-
schieden, dass bei einem Bewertungsunterschied im Gesamturteil um eine ganze Noten-
. stufe im Vergleich zur Vorbeurteilung eine nicht nur geringfiigige Abweichung vorliege, die
~ nach Art und Gewicht einen besonderen Begriindungsbedarf ausiése, und dass dies um-
so mehr gelte, wenn — wie hier — keinerlei greifbare Anhaltspunkte fir einen signifikanten
Leistungsabfall des Beurteilten oder eine nennenswerte Erhéhung der Tatigkeitsanforde-
rungen vorlggen (Urteil vom 23.01.2013 - 1 A 24/12 -). Soweit die Antragsgegnerin sich
auf ihren gegeniiber der Bundesagentur fur Arbeit strengeren BeurteilungsmaRstab be-
ruft, hat sie diesen nicht verdeutlicht. Hierfur reicht nicht aus, dass sie die zuléssigen
'Héchstwerte fir die Bestnoten nach § 50 Abs. 2 Satz 1 BLV unterschritten hat, denn diese
Unterschreitung ist rechtswidrig (s.0.). Es ist Aufgabe des Dienstherrn, nachvollziehbar
- darzulegen, dass eine schlechter ausgefallene Beurteilung méglicherweise mit einer un-
terschiedlichen Béurteiiungspraxis zu erkldren ist (s. Urteil des erkennenden Gerichts vom
23.01.2013, a.a.O.'). Die streitbefangene Beurteilung ist auch deshalb nicht nachvollzieh-
bar, weil aus ihr nicht hervorgeht, dass die Antragsgegnerin hierbei die ,Richtlinie fur die
Beurteilung von Beamtinnen und Beamten bei der Deutschen Telekom im Einsatz auRer-
halb des inlandischen Konzerns" beriicksichtigt hat. Weder dem Beurteilungsvermerk der
Vivento vom 23.07.2012 noch dem Widerspruchsbescheid vom 13.11.2012 ist zu ent-
‘nehmen, dass fir den Antragsteller - wie in Ziffer 2. (Inhalt der dienstlichen Beurteilung)
 der Beurteilungsrichtlinie vorgesehen - die Beurteilungsmerkmale Arbeitsergebnisse,
- Kundenorientierung, persénlicher Einsatz, Problemitsung, Zusammenarbeit und ggfs.




Fbrung (Absatz 2) im Einzelnen bewertet wurden. Auf die weiteren zwischen den Betei-
ligten umstrittenen Fragen, ob die Ubersendung der Beurteilung an den Antragsteller Zif-
fer 3. Absatz 5 der Beurteilungsrichtlinie geniigt und ob die streitbefangene Beurteilung
hier deshalb nicht beriicksichtigt werden darf, weil es — wie der Antragsteller meint — noch
eine ausreichend aktuelle Vorbeurteilung gebe, kommt es im Ergebnis nicht mehr an.

Der Antragsteller hat auich glaubhaft gemacht, dass seine Aussichten, in einem weiteren
— rechtméRigen — Auswahlverfahren ausgewshlt zu werden, mindestens offen sind. Dies
gilt auch mit Blick darauf, dass er nur die dritbeste Beurteilungsnote erhalten hat. Es ist
nicht ausgeschlossen, dass er im Rahmen eines rechtméfigen Beurteilungsverfahrens
zumindest genauso gut wie im Jahr 2011 und damit wenigstens eine Stufe besser beur-
teilt wird. Darliber hinaus betreffen die aufgezeigten Méingel das Beurteilungssystem als
solches. Im Falle einer erneuten Auswahlentscheidung unter Beachtung der Rechtsauf-
fassung des Gerichts ist nicht absehbar, wie die Antragsgegnerin die nach Art. 33 Abs. 2
GG mafgeblichen Kriterien in einem neuen Beurteilungs- und Auswahlverfahren beriick-
sichtigen wird. Nach alledem kann nicht ausgeschlossen werden, dass der Antragstelier in
einem neuen Auswahlverfahren zum Zuge kommt. '

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs, 1 VWGO.

Rechtsmittelbelehrung

.-Gegen diesen Beschluss ist dre Beschwerde an das Nledersach5|sche Obervenrva!tungs-
~gericht in Liineburg zulassig. Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Wochen nach Be-
'kanntgabe dieses Beschiusses bei dem

Verwaltungsgericht Gottingen,
Berliner Stralle 5, 37073 Géttingen, oder
Postfach 37 65, 37027 Gottingen,

schriftlich einzulegen. Dle Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde inner-
halb der Frist bei dem Nuedersachsnschen Oberverwaltungsgericht in Lineburg eingeht.

Die Beschwerde ist mnerha!b eines Monats nach Bekannigabe dieses Beschlusses zu
begrinden. Die Begrundung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt
-worden ist, bei dem :

Nieders&chsischen Oberverwaltungsgericht
Uelzener StraRe 40, 21335 Luneburg, oder
Postfach 23 71, 21313 Luneburg,

schrlftllch oder in elektronlscher Form (Verordnung vom 21.10.2011, Nds. GVBI. S. 367)
einzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag enthalten, die Griinde darlegen, aus
denen der Beschluss abzusndern oder aufzuheben ist, und sich mit dem angefochtenen
~ Beschluss auseinander, setzen. Die Beschwerde muss von einem Rechtsanwalt oder ei-




nem Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mit-
gliedstaates der Europdischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens
Uber den Européischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Beféhigung zum Rich-
teramt besitzt, oder einer nach § 67 Abs. 4 Satze 4, 7 oder 8 VWGO in der ab 5.8.2009
geltenden Fassung von Art. 5 Nr. 4 des Gesetzes vom 30.7.2002 (BGBI. | S. 2449/2469)
zur Vertretung berechtigten Person als Bevolim&chtigten eingelegt sein. Der Vertretungs-
zwang gilt auch fiir die Begrindung der Beschwerde. v

Dr. Smollich Lenz Schneider




